
EDITORIAL
Liebe Leserin, lieber Leser! Kommt er, kommt er nicht? Er wird wohl kommen. Während sich das Familienministerium

(noch) bedeckt hält, gibt es aus dem zuständigen Ausschuss im Deutschen Bundestag Hinwei-
se, dass das Ministerium dem Ausschuss Ende Januar/Anfang Februar 2017 „eine erste Fas-
sung eines Referentenentwurfs“ zur Änderung des SGB VIII vorlegen will. Offensichtlich soll
vermieden werden, was im ersten Anlauf passiert ist, dass nämlich im Ministerium ohne Kon-
taktaufnahme mit den Fraktionen im Deutschen Bundestag und ohne Dialog mit der fachli-
chen Praxis ein Reformkonzept entwickelt und formuliert wird, das im parlamentarischen
Verfahren nur noch abgenickt werden soll.
Blenden wir noch einmal zurück: Ab Mai dieses Jahres wurden von Seiten des Ministeriums
in unregelmäßigen Abständen sogenannte Arbeitsentwürfe präsentiert. Geplant war nicht
weniger als eine neue Reform in Form eines „Gesetzes zur Stärkung von Kindern und Ju-
gendlichen“ – so jedenfalls die offizielle Bezeichnung. In der Begründung war dann zu le-
sen, dass künftig vom Kind aus – nicht mehr von den Eltern aus – gedacht wird (und damit
aus dem Elternhilfegesetz endlich ein Kinder- und Jugendhilfegesetz wird). Dafür bot sich der
neue sogenannte inklusive Leistungstatbestand an, mit dem die Hilfe zur Erziehung und die
Eingliederungshilfe für junge Menschen mit Behinderung zu einem neuen Tatbestand der Ent-
wicklung und Teilhabe verschmolzen werden und der Anspruch nicht mehr den Eltern, son-
dern den Kindern und Jugendlichen zugewiesen wird. Bei genauerem Hinsehen lässt sich das
Versprechen, künftig nicht mehr zwischen erzieherischem und behinderungsspezifischem Be-
darf unterscheiden zu müssen, aber nicht halten. Zudem kann die Entrechtung der Eltern an-
gesichts der ihnen obliegenden primären Erziehungsverantwortung nicht überzeugen. Dem
Elternvorrang wird nicht dadurch Rechnung getragen, dass sie künftig (nur noch) Rechte des
Kindes wahrnehmen dürfen (oder sogar müssen?).
Die Hilfe zur Erziehung und das sozialpädagogische Paradigma kommen aber noch von einer
anderen Seite her unter Beschuss. Was wir bereits im sogenannten A-Länder-Papier vor fünf
Jahren lesen konnten, soll nun umgesetzt werden: der zwingende Vorrang infrastruktureller
Angebote und Regelleistungen vor den sogenannten Einzelfallhilfen (zu denen perspektivisch
auch die Eingliederungshilfe zählt). Lassen die Beschlüsse der Jugend- und Familienminister-
konferenz noch Raum für eine sinnvolle Verknüpfung dieser Hilfeformen, so sollen nach der
Formulierung in den Arbeitsentwürfen künftig Einzelfallhilfen und Infrastrukturleistungen ge-
geneinander ausgespielt werden. Flankiert wird diese (ganz) neue Steuerung durch ein Er-
messen der öffentlichen Träger bei der Feststellung des Hilfebedarfs sowie bei der Auswahl
der Finanzierungsform (siehe dazu schon Gerlach/Hinrichs in Heft 8, S. 284 ff.).
Fazit: Nicht das Kind – schon gar nicht die Eltern – stehen im Mittelpunkt, sondern das
Interesse Kosten einzusparen und zu diesem Zweck die (strategischen, nicht die fachlichen)
Handlungsspielräume der Jugendämter zu erweitern. Um dieses Ziel zu erreichen werden
Strukturprinzipien wie das sozialhilferechtliche Dreieck, das Wunsch- und Wahlrecht und
die partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen öffentlicher und freier Jugendhilfe auf-
gegeben. Sozialarbeit und Sozialpädagogik als Fachdisziplinen geraten ins Abseits.
Die gute Nachricht vor dem Weihnachtsfest ist aber erst einmal, dass diese Rechnung nicht
aufgeht. Nicht nur die Fachverbände haben sich in vielen Stellungnahmen eindeutig posi-
tioniert. Auch die Obersten Landesjugendbehörden haben in einem detaillierten Papier vom
4. November 2016 Stellung bezogen (http://kijup-sgbviii-reform.de/wp-content/uploads/
2016/07/Länder-Stellungnahme-zur-SGB-VIII-Reform-2.pdf). Viele der in den Arbeitsent-
würfen formulierten Positionen werden dort relativiert, zur sogenannten inklusiven Lösung
melden die Länder einen „größeren Überarbeitungs- und Anpassungsbedarf“ an. Deutlich
wird, dass dieses Thema bislang sehr abstrakt und politisch behandelt, in seinen rechtlichen
und fachpolitischen Konsequenzen aber noch lange nicht durchdacht ist. Dabei sind nicht nur
die Vorgaben eines Bundesteilhabegesetzes, das wohl – wenn auch mit Änderungen – noch in
dieser Legislaturperiode verabschiedet werden dürfte, sondern vor allem auch die unterschied-
lichen Systemlogiken bei der Hilfeplanung und -steuerung der Hilfen zur Erziehung einerseits
und der Hilfen zur Entwicklung und Teilhabe andererseits stärker in den Blick zu nehmen.
Zu hoffen bleibt, dass das Bundesfamilienministerium aus den Fehlern lernt und sich – an-
gesichts der fortgeschrittenen Zeit – auf ein Regelungspensum beschränkt, das fachlich
und rechtlich konsensfähig ist. In jedem Fall aber gilt es wachsam zu bleiben – auch im
Hinblick auf die Bestrebungen einer angeblich christlich-sozialen Landesregierung, unbe-
gleitete Flüchtlinge künftig schlechter zu behandeln und am besten die Jugendhilfe grund-
sätzlich „auf die Versorgung von Minderjährigen zu konzentrieren“.
Ein frohes Weihnachtsfest und ein gutes Neues Jahr wünscht Ihnen und unserer jungen
Generation

Ihr

Prof. Dr. Dr. h.c. Reinhard Wiesner
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